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Sehr geehrter Herr Heinz, 
 

aus der Sicht der Mitglieder des Bundesverbandes freier Berufsbetreuer 
e.V. möchte ich keine Mutmaßungen darüber anstellen, warum die 
zuständigen Redakteure der verschiedenen Programmbereiche des 
WDR-Fernsehens in ihren Beiträgen zum Thema Berufsbetreuung gera-
dezu fixiert zu sein scheinen auf die wenigen Einzelfälle (tatsächlich 
oder vermeintlich) missbräuchlich agierender Berufsbetreuer, um diese 
dann jeweils als Vorwand für eine Generalkritik des Systems der recht-
lichen Betreuung zu nutzen.1  
 
Vielmehr möchte ich Ihnen deutlich machen, dass Sie zur Verfolgung 
Ihrer redaktionellen Absicht, Ängste vor der Aufgabenerfüllung von 
Berufsbetreuern schüren, ungeeignete oder zumindest vollkommen 
unzureichend recherchierte Betreuungsfälle dargestellt haben.   
 

 

1. Frau Peil (Neuwied): Ein Berufsbetreuer wird nur bestellt, wenn kein 
geeigneter Angehöriger oder anderer Ehrenamtlicher zur Verfü-
gung steht. Warum wurde die Ehefrau als Betreuerin abberufen? 
Welche Zweifel hatte der nach der Verlegung ihres Mannes in ei-
nen anderen Gerichtsbezirk zuständige Betreuungsrichter an der 
Eignung der Ehefrau? Hielt er sie für überfordert? Auf Nachfrage 
sagte Frau Peil, sie wisse es nicht. Angehörige werden von der Be-
treuungsbehörde angehört, ggf. auch vom Gericht, wenn Zweifel 
an ihrer Eignung bestehen.  
 

                                                           
1
 „Betreut und betrogen“; „Entmündigt: Wenn Betreuung zum Alptraum wird – Der Film“; 

„Betreuung- Wenn ein Fremder das Leben bestimmt“. 

Dagegen differenzierte Darstellungen: „Der Engel der Hilflosen“, NDR 2011, „Wenn Betreuer 

das Leben regeln“, HR 2011, „Betreuer: Manager auf Zeit“ 2010 
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Das hätten Sie beim zuständigen Betreuungsgericht aufklären müssen. Auf Daten-
schutz hätte sich Frau Peil nicht berufen können, wenn sie selbst in die Öffentlichkeit 
geht und Einzelheiten des Verfahrens mitteilt. 

 
Frau Peil sagte: „Wir brauchen keine rechtliche Betreuung. Die häuslichen Pflegever-
hältnisse sind in Ordnung“ und erteilte der Betreuerin Hausverbot. Die Pflegekasse 
wollte gem. § 37 Abs. 3 SGB XI durch die Betreuungs- und Koordinierungsstelle die 
häuslichen Pflegeverhältnisse prüfen lassen. Das hat Frau Peil auch verweigert, ob 
aus Angst, Unwissenheit oder aus anderen Gründen. Wenn die Betreuerin dann Zwei-
fel an der bedürfnisgerechten häuslichen Pflege hat, durfte sie nicht nur (im Rahmen 
des Aufgabenkreises Aufenthaltsbestimmungsrecht) Herrn Peil in eine vollstationäre 
Pflegeeinrichtung verlegen, sie musste es möglicherweise sogar, um ihn vor un-
sachgemäßer oder gar gefährlicher Pflege zu schützen. Das aber nur, wenn vor oder 
nach der Heimunterbringung ein Gutachter des Medizinischen Dienstes die voll-
stationäre Pflegebedürftigkeit festgestellt hätte. Sonst hätte die Pflegekasse die Ver-
gütung der (offenbar über mehrere Monate laufenden) vollstationären Pflegeheim-
unterbringung nicht übernommen. 
 
Dass einzelne Verfahrenssicherungen im Betreuungs- oder Pflegerecht versagen, 
kommt in Einzelfällen vor. Ein vollständiges Systemversagen zu Lasten der Rechte der 
Betroffenen ist jedoch sehr unwahrscheinlich.   
 
Das alles hätten Sie recherchieren müssen – statt Frau Peil unwidersprochen beteuern 
zu lassen, sie wisse von nichts und die Betreuerin sei an allem schuld. 

 
 
2. Frau Boldt-Schiffer (Bonn): Hier war die Situation ähnlich: Warum wurde keiner der 

anderen, von Frau Boldt vorgeschlagenen Angehörigen berufen? Ergaben sich 
Nichteignungsgründe aus den offensichtlich bestehenden familiären Konflikten? 
 

Die Mutter von Frau Boldt-Schiffer ist offensichtlich im Rahmen entweder einer (von 
der Betreuerin beantragten) zivilrechtlichen Unterbringung oder einer (vom Ge-
sundheitsamt beantragten) öffentlich-rechtlichen Unterbringung gegen ihren Willen 
in eine Pflegeeinrichtung verbracht worden. Frau Boldt-Schiffer erwähnte die Stel-
lungnahme eines Verfahrenspflegers. Es wurde also ein betreuungsgerichtliches Ge-
nehmigungsverfahren eingeleitet. Dann aber soll die Zwangsunterbringung ohne 
richterlichen Beschluss durchgeführt worden sein, wie Frau Boldt-Schiffer behauptet? 
 
Für einen Polizeieinsatz ist bei einer Unterbringung immer ein Gerichtsbeschluss oder 
ein Amtshilfeersuchen der Betreuungsbehörde erforderlich, Betreuer haben keinerlei 
Weisungsbefugnisse gegenüber der Polizei. Vor oder unmittelbar nach der Unterbrin-
gungsaktion muss ein ärztlicher Gutachter die Notwendigkeit der Unterbringung ge-
gen den Willen des Betroffenen festgestellt haben, außerdem wie im Fall von Herrn 
Peil ein MDK-Gutachter die vollstationäre Pflegebedürftigkeit. 
 
Der Fallablauf kann sich schlechterdings nicht so abgespielt haben wie von Frau 
Boldt-Schiffer behauptet. Sie konnte als Nicht-Verfahrensbeteiligte die gerichtliche 
und behördliche Seite des Falles gar nicht kennen. Aber Sie haben sie ihre Behaup-
tungen aufstellen lassen und strahlten eine dramatisch anmutende Mobilcamera-
Aufnahme aus, die, wenn nicht nachgestellt, nur beweist, dass die Mutter von Frau 
Boldt-Schiffer gegen ihren Willen verlegt wurde. Das ist bedauerlich, war aber mög-
licherweise rechtmäßig und eventuell sogar dringend notwendig. Das alles hätten Sie 
durch Recherche aufklären müssen.  

 



 

Bevor das Betreuungsgericht genehmigt, dass ein Betreuer Grundstücke verkaufen 
darf, wird der Betroffene dazu angehört oder ein Verfahrenspfleger prüft die Ge-
nehmigungsfähigkeit des Geschäfts. Bestandteil dieser Prüfung ist, ob Pflegekosten 
(ob häuslich oder stationär) vorrangig durch die Geltendmachung von Unter-
haltsansprüchen finanziert werden können. Frau Boldt-Schiffer behauptete, sie habe 
aus ihrem Einkommen Zahlungen zur Pflegefinanzierung angeboten. Möglicherweise 
hat der für die Genehmigung des Grundstücksverkaufs zuständige Rechtspfleger 
(der Betreuungsrichter ist, anders als von Rechtsanwalt Thieler behauptet, dafür nicht 
zuständig) dies tatsächlich nicht geprüft, möglicherweise waren aber die angebote-
nen Zahlungen auch gar nicht ausreichend. Die Zuschauer hätten es erfahren - wenn 
Sie es recherchiert hätten. 
 
 

Dass Rechtspfleger und Richter bei der notwendigen Überwachung der Betreuertätigkeit 
(das unterscheidet Betreuer von Vorsorgebevollmächtigten, die vollkommen unkon-
trolliert agieren können, bis das Betreuungsgericht von schon eingetretenen Missständen 
erfährt) zeitlich überfordert sind, kommt sicherlich vor. Berufsbetreuer erfahren aber häu-
fig auch, dass Rechtspfleger (vor allem, wenn es um Vergütungen aus der Staatskasse 
geht) bei streitigen geringfügigen Summen einen bemerkenswerten Zeitaufwand leisten 
können und formal peinlichste Genauigkeit obwalten lassen. 
 
Dass in mehr als nur einzelnen Fällen Berufsbetreuer überfordert sind, die Rechte der Be-
troffenen sensibel und wirkungsvoll zu vertreten, liegt vor allem daran, dass der Gesetz-
geber keine Qualifikation für Berufsbetreuer vorgesehen hat. Sie hätten die Bun-
desjustizministerin vielleicht dazu befragen sollen, warum sie gegen die Stellungnahmen 
aller Akteure im Betreuungswesen weiterhin der Meinung ist, jeder könne Berufsbetreuer 
sein und es bedürfe keiner gesetzlichen Berufszulassungsregelung. 
 
Es ist ein legitimes Anliegen, im Lichte von Einzelfällen zu fragen, ob die Rechte der An-
gehörigen gegenüber den Betreuern gestärkt werden müssen. Dies ist in mehreren Ge-
setzgebungsverfahren, zuletzt im Jahr 2005, eingehend diskutiert und jedes Mal  verwor-
fen worden. Falls der WDR seine Kampagne für einen absoluten Vorrang der ge-
setzlichen Vertretung durch Angehörige fortsetzen möchte, empfehle ich Ihnen die Lek-
türe der Gesetzgebungsmaterialien zu den nicht realisierten Regelungsvorschlägen für 
die  §§ 1358, 1358a und 1618b BGB.2  
 
Wir dürfen Ihnen aber anhand der Praxiserfahrungen unserer Mitglieder versichern, dass 
in einer sehr großen Zahl von Fällen betroffene Menschen eher vor ihren Angehörigen 
geschützt werden müssen und nur Betreuer dies leisten können. Wir unterstützen gerne 
weitere Recherchen, wenn Sie sich auch der „normalen“ Fälle im Betreuungsrecht an-
nehmen wollen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
RA Dr. Jörg Tänzer 
Fachlicher Geschäftsführer 

                                                           
2 Bundesrats-Drucksache 865/03 vom 19.11.03; Bundestags-Drucksache 15/4874, S. 26 




